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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx, Leicht, Dr. Gölter und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1406 - 

betr. endgültige Regelung deutsch-französischer Grenzfragen 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat mit Schreiben vom 21. Dezember 1973 — 011 — 
300.14 - die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Der deutsch-französische Vertrag zur Regelung verschiedener 
Grenzfragen vom 31. Juli 1962 ist dem Deutschen Bundestag mit 
dem Entwurf eines Zustimmungsgesetzes am 9. März 1966 von 
der Regierung des Bundeskanzlers Prof. Dr. Ludwig Erhard 
vorgelegt worden (Drucksache V/405). Nachdem mehrere Bera- 
tungen im Auswärtigen Ausschuß ergaben, daß ein zustimmen- 
der Beschluß des Ausschusses nicht zu erwarten wäre, unter- 
breitete die Bundesregierung im Jahre 1969 der französischen 
Regierung die Anregung, den Vertrag, dem das französische 
Parlament bereits 1963 zugestimmt hatte, in dem Sinne zu än- 
dern, daß Frankreich anstelle der Abtretung des Mundatwaldes 
eine finanzielle Abfindung erhalten sollte. Die französische 
Regierung hat auf den deutschen Vorschlag bisher noch keine 
sachliche Antwort erteilt. Das Thema wurde zuletzt bei der 
deutsch-französischen Außenministerkonsultation im Juni 1973 
in Bonn besprochen. Der französische Außenminister Jobert 
sagte dabei zu, die Angelegenheit prüfen zu wollen. Wie das 
Auswärtige Amt inzwischen erfahren hat, liegt die Entscheidung 
über die französische Antwort noch beim französischen Minister- 
präsidenten. Da die Bundesregierung mit der französischen Re- 
gierung in dieser Sache noch in Fühlung steht, ist eine definitive 
Äußerung über die Aussichten für eine Änderung des Vertrages 
z. Z. nicht möglich. 


Im einzelnen wird zu den Fragen wie folgt Stellung genommen: 

1. Sieht die Bundesregierung konkrete Möglichkeiten, um einen 
neuen deutsch-französischen Grenzvertrag zur Regelung der 
Mundatwaldfrage auszuhandeln? 

Konkrete Möglichkeiten, einen neuen deutsch-französischen 
Grenzvertrag zur Regelung der Mundatwaldfrage auszuhandeln, 
bestehen z. Z. nicht. Die Frage kann jedoch abschließend erst 
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beantwortet werden, wenn die demnächst zu erwartende fran- 
zösische Antwort auf die letzten deutschen Vorstellungen ein- 
gegangen sein wird. 


2. Ist die Bundesregierung eventuell bereit, in Verhandlungen mit 
den französischen Behörden eine Rückkaufmöglichkeit für den 
Mundatwald und besondere Garantien für das Quellwasser der 
Stadt Weißenburg anzubieten? 

Das in der Frage erwähnte Angebot ist von der Bundesregierung 
bereits vor über vier Jahren gemacht worden. 


3. Welche endgültige Regelungen strebt die Bundesregierung hin- 
sichtlich des von französischen Behörden seit 1946 beschlag- 
nahmten sogenannten Sequesterlandes an, das, auf französischer 
Seite gelegen, von deutschen Bauern bewirtschaftet worden 
war? 

Die Regelung der Rückgabe des beschlagnahmten grenznahen 
Grundbesitzes (Sequesterland) ist in dem deutsch-französischen 
Abkommen in den Artikeln 1 bis 7 enthalten. Die Bundesregie- 
rung ist bestrebt, es bei dieser Regelung zu belassen. Ob sie 
jedoch verwirklicht werden kann, ohne daß das Abkommen 
vom Juli 1962 in der vorliegenden Fassung in Kraft gesetzt 
wird, kann erst beurteilt werden, wenn die französische Regie- 
rung zu den deutschen Vorschlägen Stellung genommen haben 
wird. 


4. Welchen verantwortlichen Rat kann die Bundesregierung den 
Eigentümern geben, falls mit einer Freigabe ihres Grundbesitzes 
in absehbarer Zeit nicht mehr gerechnet werden kann? 

Rät sie insbesondere den Eigentümern, Anträge auf Entschädi- 
gung nach dem Reparationsentschädigungsgesetz nur vorsorg- 
lich und mit der Maßgabe zu stellen, daß nur für den Fall eine 
Entschädigung beantragt wird, wenn die Verhandlungen über 
die Rückgabe des sequestrierten Landes endgültig scheitern soll- 
ten? 


Um die aus diesem Schwebezustand den betroffenen deutschen 
Grundeigentümern entstandenen Nachteile soweit wie z. Z. 
möglich auszu gleichen, hatte die Bundesregierung Anfang 1971 
veranlaßt, daß die betroffenen Wirtschaftsgüter nach den Vor- 
schriften des Reparationsschädengesetzes behandelt werden. 
Das Bundesausgleichsamt hat die Landesausgleichsämter mit 
Schreiben vom 9. März 1971 angewiesen, entsprechend zu ver- 
fahren. Für den Fall, daß es zu einer Ratifikation des Abkom- 
mens und damit zu einer Rückgabe des grenznahen Grund- 
besitzes kommen sollte, werden die zu erlassenden Bescheide 
mit einem Vorbehalt versehen, wonach die Entschädigung bei 
Rückgabe der entschädigten Wirtschaftsgüter zurückgefordert 
werden kann. Die Eigentümer haben somit die Möglichkeit, un- 
ter den erwähnten Bedingungen einen Ausgleich nach dem 
Reparationsschädengesetz zu erlangen. 
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5. Sieht die Bundesregierung im Rahmen einer Weiterentwicklung 
der europäischen Politik auf eine europäische Föderation hin 
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die konkrete Möglichkeit, solche anachronistischen Grenzstrei- 
tigkeiten im Geiste partnerschaftlicher Vereinbarungen zu über- 
winden? 

Die Frage, ob das deutsch-französische Abkommen vom Juli 
1962 in der ursprünglichen Form ratifiziert oder aber geändert 
werden kann, ist im Rahmen der Gesamtheit der deutsch-fran- 
zösischen Beziehungen zu sehen und zu beurteilen. Ihre Beant- 
wortung sollte nicht von der Verwirklichung wünschenswerter, 
aber noch fern liegender Ziele der europäischen Politik abhängig 
gemacht werden. Da das Abkommen von der damaligen Bun- 
desregierung, wie sich auch aus der Denkschrift dazu (Druck- 
sache V/405) ergibt, als ein ausgewogenes Verhältnis von Lei- 
stung und Gegenleistung angesehen wurde, ist nicht anzuneh- 
men, daß sich aus dem Appell an das Ideal der europäischen 
Zusammenarbeit eine den Vertragspartner überzeugende Be- 
gründung für unsere Änderungswünsche gewinnen ließe. 
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